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§ 18b DO 1994
 DO 1994 - Dienstordnung 1994

 Berücksichtigter Stand der Gesetzgebung: 21.05.2025

1. (1)Eine Diskriminierung im Sinn des § 18a Abs. 1 liegt nicht vor, wenn

1. 1.die unterschiedliche Behandlung auf Grund der Staatsangehörigkeit erfolgt, sofern dieser nicht

Vorschriften der Europäischen Union über die Gleichstellung von Unionsbürgerinnen und -bürgern und von

Drittstaatsangehörigen entgegenstehen,

2. 2.die Regelung, das Beurteilungskriterium oder die Maßnahme auf Grund der Art der auszuübenden

dienstlichen Tätigkeit oder der Bedingungen ihrer Ausübung der Sicherung grundlegender dienstlicher

Anforderungen dienen, sofern es sich um eine angemessene Anforderung handelt, oder

3. 3.die unterschiedliche Behandlung auf Grund des Alters oder einer Behinderung durch ein rechtmäßiges Ziel

(Abs. 2 oder 3) gerechtfertigt ist und die Mittel zur Erreichung dieses Zieles angemessen und erforderlich

sind.

2. (2)Eine Diskriminierung auf Grund des Alters liegt insbesondere nicht vor, wenn die unterschiedliche Behandlung

zur Verwirklichung beschäftigungs-, arbeitsmarkt- oder wirtschaftspolitischer Ziele erforderlich ist, sofern die

Regelung, das Beurteilungskriterium oder die Maßnahme zur Erreichung eines dieser Ziele angemessen und

erforderlich ist. Unter den Voraussetzungen der Angemessenheit und Erforderlichkeit sind insbesondere zulässig:

1. 1.Mindestanforderungen an das Alter, die Berufserfahrung oder das Dienstalter für die Begründung des

Dienstverhältnisses,

2. 2.Mindestanforderungen an das Dienstalter für bestimmte damit verbundene Vorteile,

3. 3.die Festlegung eines Höchstalters für die Begründung des Dienstverhältnisses auf Grund

1. a)besonderer Ausbildungserfordernisse für eine bestimmte Tätigkeit oder

2. b)der Notwendigkeit einer angemessenen Dienstzeit zur Gemeinde Wien vor dem Eintritt in den

Ruhestand

und

1. 4.die Festlegung besonderer, der beruflichen Eingliederung von jugendlichen oder älteren Personen oder

von Personen mit Fürsorgepflichten dienender Regelungen, Beurteilungskriterien oder Maßnahmen.

3. (3)Eine Diskriminierung im Zusammenhang mit einer Behinderung liegt insbesondere nicht vor, wenn

erforderliche und im Sinn des Art. 5 der Richtlinie 2000/78/EG zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die

Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf, ABl. Nr. L 303 vom 2. Dezember 2000 S. 16, zu

treffende angemessene Maßnahmen für Behinderte ergriffen werden oder nur deshalb nicht ergriffen werden,

weil sie die Gemeinde Wien unverhältnismäßig belasten würden. Im letztgenannten Fall ist durch zumutbare

Maßnahmen soweit als möglich zumindest eine maßgebliche Verbesserung der Situation der Behinderten im Sinn

einer größtmöglichen Annäherung an eine Gleichbehandlung zu bewirken. Zumutbare Maßnahmen wurden

jedenfalls getroffen, wenn Maßnahmen für Behinderte nach den jeweils für sie geltenden Bestimmungen des

Wiener Bedienstetenschutzgesetzes 1998, LGBl. für Wien Nr. 49, oder des ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes,

BGBl. Nr. 450/1994, ergriffen worden sind.
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